
gehen zu können, bedarf es der Einführung der Länder auf dem 
Gebiet der DDR. Das ist ein notwendiger, kein zweitrangiger 
Schritt auf dem Weg von der Diktatur zur Demokratie, auf dem 
Weg von der widernatürlichen Trennung zur Einheit.

Die Länder, meine Damen und Herren, haben in all den Jahren 
nicht aufgehört, in unser aller Herzen weiterzuleben, und sie 
ganz zu beseitigen war eigentlich nicht möglich. Denken wir nur 
an die hartnäckige Weiterexistenz der Evangelischen Landeskir­
chen.

Jeder von uns lebt in einem breiten Spektrum von Identitäten. 
Er fühlt sich als Bürger seiner Gemeinde in einem Lande, als 
Landsmann in Deutschland, als Deutscher in Europa. Eine ver­
innerlichte Identifizierung mit dem 1952 staatlich verordneten 
Bezirk hat es wohl nie gegeben.

Was war denn der Zweck der Bildung der Bezirke? Doch wohl 
nicht die angebliche Bürgernähe! Wie war denn die Situation in 
der unmittelbaren Nachkriegszeit in der Sowjetischen Besat­
zungszone? Bereits im Oktober hatte die SMAD die Bildung von 
Landesverwaltungen in den traditionellen Ländern und in de­
nen, die aus der Auflösung Preußens entstanden waren, erlaubt. 
Und als sich 1946 die SED installierte, störten die inzwischen et­
ablierten bürgerlichen Demokraten in den Landesregierungen 
und Landtagen. Wie hoch deren Ansehen war, davon zeugen 
noch heute z. B. in Sachsen Namen von Straßen, Plätzen, Brük- 
ken.

^Zur Konsolidierung stalinistischer Macht bedurfte es zwin­
gend der Zerschlagung der föderalistischen Strukturen in der 
DDR. Und bei Lichte betrachtet, war das Gesetz vom 23. Juli 1952 
über die Verwaltungsreform einer der Schritte zur Zementie­
rung der Spaltung; denn die Paßfähigkeit zur Länderstruktur in 
der BRD wurde aufgegeben.

Nun liegt Ihnen, meine Damen und Herren, nach der Kommu­
nalverfassung das zweite entscheidende Gesetz zur Demokrati­
sierung in praxi vor. Es bewegt die Bürger im Lande sehr, daß 
wie Phönix aus der Asche die Länder neu entstehen dürfen.

Basierend auf historischen Gegebenheiten, sollen 5 Länder in 
der DDR entstehen, und erstmals in der Geschichte der DDR ha­
ben die Bürger das verbriefte Mitspracherecht darüber, wie die 
Grenzziehung der Länder verlaufen soll, das Entscheidungs­
recht, zu welchem Land sie sich zugehörig fühlen dürfen.

Es soll den Bürgern im Lande nicht verschwiegen werden, daß 
es auch Vorschläge gab, die DDR sollte sich nur in zwei, höch­
stens drei Länder gliedern. Die Begründung war, daß dann die 
Strukturschwäche, die ohnehin im Vergleich zu den Ländern der 
BRD besteht, nicht ganz so gravierend wäre, im Vergleich zu den

ndern, wie sie dereinst in der Bundesrepublik gebildet wur- 
■wrti. Also ein Sachsen-Thüringen etwa sollte entstehen.

Vielleicht eine literarische Anleihe: Läßt Lessing nicht einen 
Wirt Minna von Barnhelm fragen, woher sie komme? Aus Sach­
sen ! Der Wirt will es genauer wissen. Minna: Von meinen Gütern 
aus Thüringen.

Nein, meine Damen und Herren, das geht nicht zusammen. 
Ich weiß, wovon ich spreche. Ich bin ein in Thüringen lebender 
Sachse

(Heiterkeit bei CDU/DA)

oder nach Lebensjahren besser ein in Sachsen geborener Thü­
ringer. Nein, meine Damen und Herren, wir brauchen eben diese 
hier im Gesetz vorgesehenen 5 Länder, keine anderen. Und 
wenn ich als Christdemokrat vor Ihnen stehe, dann darf ich beto­
nen, daß damit, mit dieser Länderbildung, ein wesentlicher Pro­
grammpunkt aus unserer Wahlaussage verwirklicht wird.

(Beifall)

Meine Damen und Herren, meine geschätzten Vorredner ha­
ben auch zu einer eventuell notwendigen Bildung einer Länder­
kammer Stellung genommen. Ich gebe zu bedenken: Wir gehen

mit schnellen Schritten auf die Einheit Deutschlands zu. Ich hal­
te es für nicht ganz opportun, sich jetzt noch um die Bildung 
einer Länderkammer zu bemühen, denn wir brauchen erst ein­
mal schnell die Länder. Der sogenannte demokratische Zentra­
lismus ist gestorben. Na gut, er zuckt noch manchmal.

(Heiterkeit bei CDU/DA)

Die Bezirke haben sich überlebt. Es ist nicht nur der Wille der 
Bürger, daß Länder entstehen, es ist zwingende Notwendigkeit, 
nicht nur wegen der Paßfähigkeit zur Vereinigung Deutsch­
lands.

Und deshalb hoffen wir auf breite Zustimmung zu diesem Ge­
setz von allen Bänken, hoffen wir auf die Zustimmung auch von 
den Kollegen Abgeordneten, die sich gestern dem Staatsvertrag 
verweigerten.

Auf knappen 14 Seiten liegt Ihnen der Gesetzestext vor. Die 
Gesetzgebungsrechte der Republik und der Länder sind defi­
niert, die Kompetenzverteilung entspricht dem Artikel 30 und 
den Artikeln 70-74 des Grundgesetzes der Bundesrepublik 
Deutschland. Ebenso wie da wird unterschieden zwischen 
ausschließlicher Gesetzgebung hier der Republik, zwischen 
konkurrierender Gesetzgebung und der Gesetzgebung der 
Länder.

Über die von meinen Vorrednern angesprochenen Probleme, 
meine Damen und Herren, um mich kurzzufassen, wird in den 
Ausschüssen zu sprechen sein.

Meine Damen und Herren! Bringen wir das Ländereinfüh­
rungsgesetz so schnell wie möglich auf den Weg, damit die Wahl­
gesetzgebung für die Wahlen zu den Landtagen noch vor der 
Sommerpause unseres Parlaments möglich wird.

(Beifall bei CDU/DA)

Nicht nur für den Vereinigungsprozeß brauchen wir funktio­
nierende Länder, Landtage, Länderverfassungen, das Leben 
selbst fordert diese Entwicklung.

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, der Überweisung des 
Gesetzentwurfes in die genannten Ausschüsse zuzustimmen. 
Ich danke Ihnen.

(Beifall bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Als nächster spricht für die Fraktion der SPD der 
Abgeordnete Schemmel.

Schemmel für die Fraktion der SPD:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ge­
wiß hat dieses Hohe Haus - gerade auch gestern - bereits Geset­
ze von außerordentlicher Bedeutsamkeit verabschiedet. Gewiß 
waren wir auch in der Ausfertigung von Gesetzen, das kann man 
nun wohl bereits in Doppelzentnern und Kilogramm ermessen, 
ein äußerst produktives Parlament. Aber nur wenige Gesetze, 
der Staatsvertrag bildet da eine Ausnahme, haben für mich eine 
so fundamentale und bleibende Bedeutung wie das Gesetz zur 
kommunalen Selbstverwaltung und das heute hier vorliegende 
Ländereinführungsgesetz.

(Beifall bei der SPD und CDU/DA)

Beide Gesetze bilden eine Einheit. Nach der Gewährleistung 
der Eigenverwaltung der Kommunen sollen sich nunmehr föde­
ralistische Strukturen bilden können mit den Zielen erstens 
einer Entwicklung unserer Demokratie durch stärkeren regio­
nalen Einfluß bei Entscheidungsfindung und Gesetzgebung so­
wie durch Verlagerung von Zuständigkeiten auf regionaler Ebe­
ne; zweitens einer endgültigen Beseitigung der Bezirksebene 
als Rudiment alter zentralistischer Strukturen.
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